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I. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 .
Arbeiten im Schutzstreifen

(1) Die Erlaubnis zur Durchführung von Feld-, Wald- und 
anderen volkswirtschaftlichen Arbeiten im Schutzstreifen ge­
mäß § 7 der Grenzverordnung erteilt der zuständige Kom­
mandeur der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen 
Republik (nachfolgend Grenztruppen der DDR genannt). Die 
Erlaubnis ist in der Regel 4 Tage vor Beginn der Woche, in 
der die Arbeiten durchgeführt werden, zu beantragen.

(2) Die Durchführung von Arbeiten im Schutzstreifen, 
außerhalb geschlossener Ortschaften ist grundsätzlich in der 
Zeit von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang gestattet. Aus­
nahmen bedürfen der Zustimmung des zuständigen Kom­
mandeurs der Grenztruppen der DDR.

(3) . Das Mitführen von Zugmitteln', Fahrzeugen aller Art 
und Arbeitsgeräten in den Schutzstreifen ist in dem für die 
durchzuführenden Arbeiten unerläßlichen Umfang gestattet. 
Fahrzeuge und selbstfahrende Arbeitsgeräte sind nach Ein­
stellung bzw. Beendigung der Arbeiten auf den von den 
Leitern der Betriebe oder Einrichtungen mit Zustimmung 
des zuständigen Kommandeurs der Grenztruppen der DDR 
festgelegten Plätzen, in der Regel außerhalb des Schutz­
streifens, und gegen unberechtigte Benutzung gesichert ab­
zustellen.

(4) Der Anbau hochwachsender land- und forstwirtschaft­
licher Kulturen, die Einrichtung von Weideplätzen sowie die 
Errichtung von Stroh- und Heuschobern im Schutzstreifen 
bedarf der Zustimmung des zuständigen Kommandeurs der 
Grenztruppen der DDR. Für den Weideauftrieb von Tieren 
im Schutzstreifen sind ausbruchsichere Koppeln zu er­
richten.

§ 2
Tauchsport und Unterwasserarbeiten

(1) In den Grenzgewässern im Schutzstreifen ist das 
Tauchen mit Tauchgeräten aller Art und das Fotografieren 
und Filmen unter Wasser grundsätzlich nicht zulässig.

(2) In den Seegewässern außerhalb der Grenzzone ist das 
Tauchen mit Tauchgeräten, einschließlich Tauchanzügen, nur 
in den durch den Chef der Bezirksbehörde der Deutschen 
Volkspolizei Rostock freigegebenen Gebieten und mit regi­
strierten Tauchgeräten gestattet.

(3) Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
können durch den Chef der zuständigen Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei gestattet werden.

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
Unterwasserarbeiten, die durch staatliche Organe und dazu 
berechtigte Betriebe durchgeführt werden. Vor Aufnahme 
dieser Unterwasserarbeiten ist die Zustimmung des zustän­
digen Kommandeurs der Grenztruppen der DDR 'einzuholen. 
Notwendige Sofortmaßnahmen zur Rettung von Menschen­
leben, zur Abwehr und Bekämpfung von Katastrophen und 
zur Beseitigung anderer Gefahren und Störungen können 
unabhängig von der vorherigen Zustimmung des zuständigen 
Kommandeurs der Grenztruppen der DDR durchgeführt 
werden. Sie sind diesem unverzüglich zu melden.

§3
Foto-, Film- und Fernsehaufnahmen

(1) Foto-, Film-, Fernsehaufnahmen, andere bildliche Dar­
stellungen und Rundfunkaufnahmen im Schutzstreifen sowie 
von militärischen Objekten, Grenzübergangsstellen und ande­
ren Kontrolleinrichtungen im Grenzgebiet bedürfen der Er­
laubnis der Hauptabteilung Presse des Ministeriums für Na­
tionale Verteidigung. Die Erlaubnis ist grundsätzlich spätestens 
14 Tage vorher zu beantragen.

(2) Private Foto- und Filmaufnahmen im Schutzstreifen

innerhalb von Ortschaften sind gestattet. Militärische Objekte, 
Grenzübergangsstellen und Grenzsicherungsanlagen dürfen 
dabei nicht aufgenommen werden.

§ 4
Vermessungs- und topographische Arbeiten

Die Durchführung von Vermessungs- und topographischen 
Arbeiten sowie die Anfertigung von Skizzen im Schutzstreifen 
bedürfen der Zustimmung des zuständigen Kommandeurs der 
Grenztruppen der DDR.

§ 5
Jagden und Sportschießen

(1) Das Sportschießen mit patronierter Munition im Schutz­
streifen ist nicht zulässig.

(2) Die Durchführung von Jagden und Sportschießen mit 
patronierter Munition in der Sperrzone bedarf der Erlaubnis 
des Leiters des zuständigen Volkspolizei-Kreisamtes. Anträge 
sind spätestens 14 Tage vor Beginn der Jagd bzw. des Sport­
schießens einzureichen.

(3) Die Lagerung und Aufbewahrung von Jagd- und Sport­
waffen sowie patronierter Munition im Schutzstreifen und 
in der Sperrzone ist grundsätzlich nicht gestattet. Bei der 
Erteilung der Erlaubnis gemäß Abs. 2 kann eine kurzfristige 
Aufbewahrung von Jagd- und Sportwaffen sowie patro­
nierter Munition ip der Sperrzone gestattet werden.

(4) Bei der Durchführung von Jagden darf nicht in Richtung 
Schutzstreifen bzw. Staatsgrenze geschossen werden. Eine 
Verfolgung des Wildes in den Schutzstreifen hinein oder auf 
das Hoheitsgebiet des benachbarten Staates ist nicht zulässig.

§ 6
Sprengmittel

Die Lagerung und Aufbewahrung von Sprengmitteln im 
Schutzstreifen und in der Sperrzone ist grundsätzlich nicht 
zulässig. Über Ausnahmen entscheidet der Chef der zustän­
digen Bezirks’behörde der Deutschen Volkspolizei.

§ 7
Veranstaltungen

(1) Veranstaltungen im Schutzstreifen, in der Sperrzone 
und in den Seegewässern der Deutschen Demokratischen 
Republik sind erlaubnispflichtig.

(2) Die Erlaubnis ist, soweit andere Rechtsvorschriften 
keine längere Frist festlegen, mindestens 14 Tage vor der 
Durchführung der Veranstaltung durch den Veranstalter oder 
einen von ihm beauftragten Verantwortlichen schriftlich zu 
beantragen für:

a) Veranstaltungen im Schutzstreifen und in der Sperrzone 
bei der örtlich zuständigen Dienststelle der Deutschen 
Volkspolizei,

b) Veranstaltungen in den Seegewässern bei der Bezirks­
behörde der Deutschen Volkspolizei Rostock.

(3) Der Erlaubnispflicht gemäß Abs. 1 unterliegen nicht die 
Veranstaltungen, die in anderen Rechtsvorschriften von • der 
Erlaubnispflicht ausgenommen sind.

§ 8
Maßnahmen bei Luftraumverletzungen

(Bei der Durchführung von Maßnahmen im Falle von Luft­
raumverletzungen gemäß § 28 des Grenzgesetzes werden die 
in der Anlage 1 verzeichneten Signale und Zeichen gegeben.

II. Abschnitt
Ordnung im Grenzgebiet zur Bundesrepublik Deutschland 

Erlaubnis zum Aufenthalt

§ 9
Bürger, denen nach § 3 der Grenzverordnung die Zuzugs­

genehmigung erteilt wurde, erhalten bei der polizeilichen


